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Öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die Wahrnehmung der örtlichen Rechnungsprü-
fung der Stadt Erkrath durch die örtliche Rechnungsprüfung des Kreises Mettmann; 

Genehmigung durch die Bezirksregierung Düsseldorf vom 21.03.2022 
 

Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die Wahrnehmung der örtlichen Rechnungsprü-
fung der Stadt Erkrath durch die örtliche Rechnungsprüfung des Kreises Mettmann vom 
22.02.2022/01.03.2022 wird gemäß § 24 Abs. 2 in Verbindung mit § 29 Abs. 4 Satz 2 Ziffer 1 
b) des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) vom 01.10.1979 (GV. 
NRW. S. 621 / SGV. NRW. 202) in der zurzeit gültigen Fassung genehmigt. 
 
Im Auftrag  
 
gez. Claudia Schneider 
 
 
Auf die Veröffentlichung der Vereinbarung und der vorstehenden Genehmigung im Amts-
blatt Nummer 13 für den Regierungsbezirk Düsseldorf vom 31.03.2022 wird hingewiesen. 
 
 
Erkrath, den 06.04.2022 
 

gez. Schultz 
Bürgermeister 

 
 

*** 
 

Bekanntmachung über das Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis  
und die Erteilung von Wahlscheinen für die Wahl zum 18. Landtag  

für das Land Nordrhein-Westfalen am 15. Mai 2022 

 

1. Das Wählerverzeichnis zur Wahl des Landtages für das Land Nordrhein-Westfalen wird in 

der Zeit vom 25. April 2022 bis zum 29. April 2022 während der Dienststunden am   

 

Montag, dem 25. April 2022 von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr, 13.30 Uhr bis 16.00 Uhr, 

Dienstag, dem 26. April 2022 von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr, 13.30 Uhr bis 16.00 Uhr, 

Mittwoch, dem 27. April 2022 von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr, 13.30 Uhr bis 16.00 Uhr, 

Donnerstag, dem 28. April 2022 von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr, 13.30 Uhr bis 18.00 Uhr, 

Freitag, dem 29. April 2022 von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr  

 

im Rathaus der Stadt Erkrath, Zimmer 001 und 003, Bahnstraße 16, 40699 Erkrath, für 

Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten. Wahlberechtigte können die Richtig-

keit oder Vollständigkeit der zu ihrer Person im Wählerverzeichnis eingetragenen Daten 

überprüfen. Sofern Wahlberechtigte die Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von 
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anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen Personen überprüfen möchten, haben sie 

Tatsachen glaubhaft zu machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit 

des Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das Recht auf Überprüfung besteht nicht hin-

sichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für die im Melderegister eine Auskunftssperre 

gemäß § 51 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes eingetragen ist.  

 

Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist 

durch ein Datensichtgerät möglich. Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis ein-

getragen ist oder einen Wahlschein besitzt.  

 

2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann während der Ein-

sichtsfrist, spätestens am 29. April 2022 um 12.00 Uhr, bei dem Bürgermeister der Stadt 

Erkrath an der unter Ziffer 1 genannten Stelle Einspruch einlegen. Der Einspruch kann 

schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift eingelegt werden.  

 

Entsprechende Vordrucke werden bei der o.g. Stelle bereitgehalten. Soweit die behaup-

teten Tatsachen nicht offenkundig sind, sind die erforderlichen Beweismittel beizubrin-

gen oder anzugeben.   

 

3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis spätestens 

zum 24. April 2022 eine Wahlbenachrichtigung für die Landtagswahl. Auf der Rückseite 

der Wahlbenachrichtigung ist ein Formular abgedruckt, mit dem die Erteilung eines 

Wahlscheines beantragt werden kann.  

 

In der Wahlbenachrichtigung sind der jeweilige Stimmbezirk sowie der Wahlraum (mit 

Anschrift) angegeben, in denen die oder der Wahlberechtigte wählen kann. Alle Wahl-

räume sind barrierefrei zugänglich.  

 

Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss 

Einspruch gegen das Wählerverzeichnis einlegen, wenn sie oder er nicht Gefahr laufen 

will, das Wahlrecht nicht ausüben zu können. Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das 

Wählerverzeichnis eingetragen werden und die bereits einen Wahlschein und Briefwahl-

unterlagen beantragt haben, erhalten keine Wahlbenachrichtigung.  

 

4. Wer einen Wahlschein hat, kann innerhalb des Wahlkreises 38 Mettmann II (Erkrath und 

Haan, jeweils ganzes Stadtgebiet, Hilden mit den Stimmbezirken 3060 sowie 3160 bis 

3220 und Mettmann mit den Stimmbezirken 5010 und 5040 bis 5100) in einem beliebi-

gen Stimmbezirk oder durch Briefwahl teilnehmen.  
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5. Erteilung von Wahlscheinen / Wählen mit Wahlschein / Briefwahl:   

 

Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten auf Antrag ei-

nen Wahlschein.  

 

Wahlberechtigte, die nicht in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten auf An-

trag einen Wahlschein, wenn  

 

a. sie nachweisen, dass sie aus einem nicht von ihnen zu vertretenden Grunde die An-

tragsfrist zur Aufnahme in das Wählerverzeichnis bis zum 24. April 2022 oder die Ein-

spruchsfrist bis zum 29. April 2022 versäumt haben,  

 

b. ihre Berechtigung zur Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Einspruchsfrist 

entstanden ist oder sich dann erst herausgestellt hat,  

 

c. das Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden und die Festsetzung erst 

nach Abschluss des Wählerverzeichnisses zur Kenntnis der Gemeindebehörde gelangt 

ist.  

 
Wahlscheine können mündlich, schriftlich oder elektronisch beantragt werden. Die 
Schriftform gilt auch durch Telegramm, Fernschreiben oder E-Mail als gewahrt. Eine tele-
fonische Beantragung ist unzulässig. Der Briefwahlantrag kann durch das Ausfüllen eines 
Vordruckes auf der Rückseite der Wahlbenachrichtigung gestellt werden. Der Antrag 
muss zwingend folgende Angaben enthalten: den Namen, Vornamen, das Geburtsdatum 
und die vollständige Anschrift der Antragstellerin bzw. des Antragstellers. Eine Antragstel-
lung auf elektronischem Wege ist möglich per E-Mail an das Postfach wahlen@erkrath.de, 
im Internetauftritt der Stadt Erkrath, www.erkrath.de/wahlen oder durch Scannen des 
QR-Codes auf der Wahlbenachrichtigung.   
 
Ab dem 11. April 2022 steht das Briefwahlbüro im großen Sitzungssaal des Rathauses der 
Stadt Erkrath, Bahnstraße 16, 40699 Erkrath zu folgenden Zeiten zur Verfügung:   
 
montags bis freitags  von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr,  
 
zusätzlich nachmittags  
montags bis mittwochs  von 13.30 Uhr bis 16.00 Uhr,  
donnerstags    von 13.30 Uhr bis 18.00 Uhr,   
 
sowie am abschließend am Freitag, dem 13.05.2022 von 13.30 Uhr bis 18.00 Uhr.  
 
Das Briefwahlbüro ist barrierefrei zugänglich. Hier können Anträge zur Erteilung von 
Wahlscheinen mündlich gestellt werden. Darüber hinaus können Briefwahlunterlagen ab-
geholt, vor Ort ausgefüllt und abgegeben werden. Wahlberechtigte, die des Lesens un-

mailto:wahlen@erkrath.de
http://www.erkrath.de/wahlen
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kundig oder aufgrund einer körperlichen Beeinträchtigung nicht in der Lage sind, einen 
Wahlschein zu beantragen, können sich bei der Antragstellung einer Hilfsperson bedie-
nen. 
 
Wahlscheine können von den im Wählerverzeichnis eingetragenen Personen bis zum 13. 
Mai 2022, 18.00 Uhr, bei der Stadt Erkrath mündlich oder schriftlich beantragt werden. 
Im Falle einer nachgewiesenen plötzlichen Erkrankung kann der Antrag auch noch bis zum 
Wahltag, 15. Mai 2022, 15.00 Uhrgestellt werden, Wahlberechtigte, die glaubhaft versi-
chern, dass ihnen die beantragten Wahlscheine nicht zugegangen sind, können bis zum 
Tag vor der Wahl, also dem 14. Mai 2022, 12.00 Uhr, die Ersatzausstellung von Wahl-
scheinen beantragen. Wahlberechtigte, die nicht in das Wählerverzeichnis eingetragen 
sind, aber aus den oben unter a. bis c. genannten Gründen Wahlscheine erhalten können, 
können diese bis zum Wahltag, 15. Mai 2022, um 15.00 Uhr beantragen. Wahlberechtig-
te, die einen Antrag auf Erteilung eines Wahlscheines gestellt haben, erhalten ihre Brief-
wahlunterlagen auf dem Postwege, durch städtischen Boten oder durch Direktabholung 
beim Wahlamt der Stadt Erkrath. Die Abholung von Wahlscheinen durch Dritte ist nur 
möglich, wenn die Empfangsberechtigung durch schriftliche Vollmacht nachgewiesen 
wird. Von der Vollmacht kann nur Gebrauch gemacht werden, wenn die bevollmächtigte 
Person nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertritt. Auf Verlangen hat sich die bevoll-
mächtigte Person auszuweisen. 
 

6. Die Briefwahlunterlagen für die Landtagswahl bestehen aus folgenden Teilen: 

 

 einem amtlichen Wahlschein, 

 einem amtlichen weißen Stimmzettel des Wahlkreises 38, 

 einem amtlichen blauen Stimmzettelumschlag, 

 einem amtlichen roten Wahlbriefumschlag, auf dem die Anschrift, an die der Wahl-

brief zurückzusenden ist, aufgedruckt ist, und 

 einem Merkblatt für die Briefwahl. 

 
Wer bei der Landtagswahl durch Briefwahl wählt, kennzeichnet unbeobachtet und per-
sönlich den amtlichen weißen Stimmzettel, legt diesen in den amtlichen blauen Stimm-
zettelumschlag, verschließt diesen, unterzeichnet die auf dem weißen Wahlschein vor-
gedruckte Versicherung an Eides statt und steckt den verschlossenen amtlichen Stimm-
zettelumschlag und den unterzeichneten Wahlschein in den amtlichen roten Wahlbrief-
umschlag und verschließt auch diesen.  
 

7. Bei der Briefwahl muss die Wählerin oder der Wähler den Wahlbrief mit dem Stimmzet-

tel so rechtzeitig an die angegebene Stelle absenden, dass der Wahlbrief dort spätestens 

am Wahltag, dem 15. Mai 2022, um 18.00 Uhr eingeht. Die Wahlbriefe werden im Gebiet 

der Bundesrepublik Deutschland als Standardbrief ohne besondere Versendungsform 

durch die Deutsche Post AG unentgeltlich befördert. Sie können auch im Rathaus der 
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Stadt Erkrath, Bahnstraße 16, abgegeben werden. Aus dem Ausland eingesandte Wahl-

briefe sind entsprechend freizumachen. 

 

Erkrath, den 13.04.2022 
 
Stadt Erkrath 
Der Bügermeister 
 
Im Auftrag 
gez. Döhr 
 

*** 
 

Prüfung des Jahresabschlusses  

des „Städtischen Abwasserbetriebes Erkrath" zum 31.12.2020 
 
Der Rat der Stadt Erkrath hat in seiner Sitzung (260/2021) am 03.11.2021 den Jahresab-
schluss 2020 des städtischen Abwasserbetriebes festgestellt und beschlossen, den Bilanzge-
winn an den Haushalt der Stadt Erkrath in Höhe von 1,75 Mio. Euro (einschließlich der 
Stammkapitalverzinsung) und den übrigen Bilanzgewinn zur Eigenkapitalerhöhung der all-
gemeinen Rücklage des städtischen Abwasserbetriebes zu zuführen und den Betriebsaus-
schuss für das Wirtschaftsjahr 2020 zu entlasten. 
 
Die gpaNRW ist gemäß§ 106 Abs. 2 GO in der bis zum 31. Dezember 2018 gültigen Fassung 
i.V.m. Artikel 10 Abs. 1 des 2. NKFWG NRW gesetzliche Abschlussprüferin des Städtischen 
Abwasserbetriebes Erkrath. Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 31.12.2020 
hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Mittelrheinische Treuhand GmbH, Essen, 
bedient. 
 
Diese hat mit Datum vom 27.08.2021 den nachfolgend dargestellten uneingeschränkten Be-
stätigungsvermerk erteilt. 
 
“Wir haben den Jahresabschluss der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung Stadt Erkrath Städ-
tischer Abwasserbetrieb, Erkrath, - bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2020 und 
der Gewinn- und Verlustrechnung für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezem-
ber 2020 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewer-
tungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der eigenbetriebsähn-
lichen Einrichtung Stadt Erkrath Städtischer Abwasserbetrieb, Erkrath, für das Wirtschafts-
jahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2020 geprüft.“ 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 
 

 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den Vorschrif-
ten der Eigenbetriebsverordnung des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen i.V.m. den 
einschlägigen deutschen für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vor-
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schriften und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- 
und Finanzlage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung zum 31. Dezember 2020 sowie 
seiner Ertragslage für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2020 und 

 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
eigenbetriebsähnlichen Einrichtung. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebe-
richt in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den Vorschriften der Eigenbe-
triebsverordnung des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen und stellt die Chancen und Ri-
siken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

 
Gemäß§ 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen 
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB und§ 106 GO NRW a. F. unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprü-
fer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchge-
führt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt 
„Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts" unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben.  
 
Wir sind von der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung unabhängig in Übereinstimmung mit 
den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere 
sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. 
Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und 
geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum 
Lagebericht zu dienen. 

 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Betriebsausschusses für den Jahresab-
schluss und den Lagebericht 
 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der 
den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen i. V. 
m. den einschlägigen deutschen für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vor-
schriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss un-
ter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli-
chen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der eigen-
betriebsähnlichen Einrichtung vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwort-
lich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines 
Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeab-
sichtigten - falschen Darstellungen ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwort-
lich, die Fähigkeit der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung zur Fortführung der Unterneh-
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menstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in 
Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzuge-
ben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem 
nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lagebe-
richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der eigenbetriebsähnlichen Einrich-
tung vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang 
steht, den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Bundeslandes Nordrhein-
Westfalen entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und 
Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines La-
geberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden Vorschriften der Eigenbetriebsver-
ordnung des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen zu ermöglichen, und um ausreichende ge-
eignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 
 
Der Betriebsausschuss ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozes-
ses der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss 
als Ganzes frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstel-
lungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der eigenbe-
triebsähnlichen Einrichtung vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahres-
abschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den 
Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie 
einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass 
eine in Übereinstimmung mit§ 317 HGB und§ 106 GO NRW a. F. unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets auf-
deckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und 
werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass 
sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts 
getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 
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Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 
 

 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher - beabsichtigter oder unbeab-
sichtigter - falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und 
führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prü-
fungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prü-
fungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufge-
deckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügeri-
sches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende 
Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können; 

 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten 
internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkeh-
rungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen 
Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil über die 
Wirksamkeit dieser Systeme der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung abzugeben; 

 beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre-
tern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben; 

 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Ver-
tretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine we-
sentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, 
die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung zur 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss 
kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestäti-
gungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht 
aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges 
Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage 
der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zu-
künftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die eigenbe-
triebsähnliche Einrichtung ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann; 

 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Ge-
schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnis-
sen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der eigenbetriebsähn-
lichen Einrichtung vermittelt; 

 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Geset-
zesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der eigenbetriebsähnli-
chen Einrichtung; 

 führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten An-
gaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen 
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nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus 
diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Anga-
ben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein er-
hebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunfts-
orientierten Angaben abweichen. 

 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten 
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-
schließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung 
feststellen. 
 
Die gpaNRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Mittelrheinische 
Treuhand GmbH ausgewertet und eine Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie 
kommt dabei zu folgendem Ergebnis: 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird vollinhaltlich übernommen. Eine Er-
gänzung gemäß § 3 der Verordnung über die Durchführung der Jahresabschlussprüfung bei 
Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der gpaNRW 
nicht erforderlich. 
 
Herne, den 30.03.2022 
 
gpaNRW 
Im Auftrag 
 
Harald Debertshäuser 
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*** 
 

Einladung zur 12. Sitzung des Rates am Donnerstag, dem 28.04.2022, um 17:00 Uhr, in der 
Stadthalle Erkrath, Neanderstraße 58 in 40699 Erkrath 

 
 

Bitte beachten Sie ggf. auch tagesaktuelle Änderungen der Coronaschutzverordnung. 

 

T A G E S O R D N U N G 

A. ÖFFENTLICHE SITZUNG 

1. Feststellung der ordnungsgemäßen Einladung und Beschlussfähigkeit 

2. Einwendungen gegen die Fassung der Niederschrift über die 11. Sitzung des Rates am 
22.02.2022 - öffentlicher Teil - 

3. Berichte der Verwaltung 

4. Berichte aus Gremien und Beteiligungen 

5. Einwohnerfragestunde 

6. Jahresabschluss 2021 der Stadt Erkrath 
Vorlagennr. 81/2022 

7. Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung gem. § 60 Abs. 1 Satz 2 GO NRW über 
den Erwerb von Anteilen an der Wohnungsbaugenossenschaft Erkrath eG 
Vorlagennr. 73/2022 

8. Einspruch von Ausschussmitgliedern gegen den Beschluss des Ausschusses für Umwelt 
und Planung zum Tagesordnungspunkt "Errichtung eines Funkmastes am Höhenweg" 
vom 22.03.2022 
Vorlagennr. 78/2022 

9. Bau- und Finanzierungsbeschluss für den Neubau des Gymnasiums am Neandertal, 
hier: Dreifeldhalle 
Vorlagennr. 64/2022 

10. Genehmigung einer außerplanmäßigen Ausgabe zur Konzeption und Installation einer 
Gebäudeleittechnik für die städtischen Immobilien 
Vorlagennr. 68/2022 

11. Erwerb von Anteilen an der Allgemeinen Wohnungsbaugenossenschaft des Amtes 
Gruiten eG 
Vorlagennr. 88/2022 
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12.  Ausschussumbesetzungen 

12.1 Ausschussumbesetzungen; 
hier: Benennung eines beratenden Mitglieds für die Stadtschulpflegschaft im Schulaus-
schuss 
Vorlagennr. 72/2022 

12.2 Ausschussumbesetzungen; 
hier: Benennung eines Mitglieds der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen im Rechnungs-
prüfungsausschuss 
Vorlagennr. 80/2022 

 

B. NICHTÖFFENTLICHE SITZUNG 

13. Einwendungen gegen die Fassung der Niederschrift über die 11. Sitzung des Rates am 
22.02.2022 - nichtöffentlicher Teil - 

14. Berichte der Verwaltung 

15. Berichte aus Gremien und Beteiligungen 

16. Option zur weiteren Unterbringung von Geflüchteten - 
Angebot zum Ankauf einer Liegenschaft in Alt-Erkrath 
Vorlagennr. 87/2022 

17. Anfragen 
 
 

gez. Christoph Schultz 
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